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E m p f e h l u n g e n  
der Ausschüsse

G

zu Punkt … der 993. Sitzung des Bundesrates am 18. September 2020

Entschließung des Bundesrates - Ambulante Rehabilitations-
zentren in der COVID-19-Pandemie wirtschaftlich absichern

- Antrag des Landes Hessen -

Der Gesundheitsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, die Entschließung in der nach-

stehenden Fassung anzunehmen:

‚Entschließung des Bundesrates – Ambulante Vorsorgeeinrichtungen und Re-

habilitationszentren in der COVID-19-Pandemie wirtschaftlich absichern

1. Der Bundesrat betont, dass die COVID-19-Pandemie für alle medizinischen Leis-

tungserbringer eine erhebliche Belastung darstellt. Ziel aller Maßnahmen muss 

es sein, die bewährten Strukturen der gesundheitlichen Versorgung in ihrer ge-

samten Breite zu erhalten.  

2. Der Bundesrat sieht daher die dringende Notwendigkeit, auch die Anbieter am-

bulanter Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen nach § 23 Absatz 2 und § 40 

Absatz 1 SGB V wirtschaftlich abzusichern.

3. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung daher, dafür zu sorgen, durch eine Än-

derung der Verordnung zum Ausgleich COVID-19 bedingter finanzieller Belas-

tungen der Zahnärztinnen und Zahnärzte, der Heilmittelerbringer und der Ein-

richtungen des Müttergenesungswerks oder gleichartigen Einrichtungen sowie 

zur Pflegehilfsmittelversorgung vom 30. April 2020 (COVID-19-Versorgungs-

strukturen-Schutzverordnung) sicherzustellen, dass auch Einrichtungen der am-

bulanten Vorsorgeleistungen in anerkannten Kurorten und der ambulanten medi-

zinischen Rehabilitation abgesichert werden.
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4. Der Bundesrat schlägt vor, die COVID-19-Versorgungsstrukturen-Schutzverord-

nung um einen § 3a zu erweitern: 

„§ 3a-Ausgleichszahlungen für Einrichtungen der ambulanten Vorsorge 

und Rehabilitation

(1) Leistungserbringer nach §§ 23 Absatz 2 und 40 Absatz 1 SGB V erhalten 

für den Zeitraum vom 1. April 2020 bis zum 30. Juni 2020 auf Antrag eine Aus-

gleichszahlung für die Ausfälle der Einnahmen, die ihnen aufgrund eines Be-

handlungsrückgangs oder Behandlungsausfalls infolge der COVID-19-Pandemie 

entstanden sind

(2) Die Ausgleichszahlung wird als Einmalzahlung gewährt. Sie beträgt 20 

Prozent der Vergütung für Heilmittel, die der Leistungserbringer für das dritte 

und vierte Quartal 2019 für ambulante Vorsorge- oder Rehabilitationsmaßnah-

men abgerechnet hat.“

Begründung 

Die von der Bundesregierung ergriffenen Maßnahmen zu Abmilderung der wirt-
schaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie haben einer Vielzahl von Leis-
tungserbringern im Gesundheitswesen in der schwierigen Zeit sehr geholfen. 
Mittels des COVID-19-Krankenhausentlastungsgesetzes war es möglich, die 
wirtschaftliche Situation der Krankenhäuser und der stationären Rehabilitations-
einrichtungen zu stabilisieren. Eine vergleichbare Stabilisierungswirkung 
kommt der COVID-19-Versorgungsstrukturen-Schutzverordnung zu. 

Allerdings umfassen die bisher ergriffenen Maßnahmen nicht die Erbringer am-
bulanter Vorsorge- und Rehabilitationsleistungen nach §§ 23 Absatz 2 und § 40 
Absatz 1 SGB V. Dieser Zustand ist für die Erbringer ambulanter Vorsorge- und 
Rehabilitationsleistungen wirtschaftlich bedrohlich, da diese erhebliche Umsatz-
einbußen erlitten haben. Diese Umsatzeinbußen werden durch die anderweitigen 
Bundes- und Landesmittel nicht ausgeglichen. 

Ohne entschlossene Gegenmaßnahmen ist zu erwarten, dass der ambulante Vor-
sorge- und Rehabilitationssektor in seiner Existenz bedroht ist. 

Dies stellt eine schwerwiegende Gefahr für die medizinische Versorgung der 
Bevölkerung dar und würde auch den in den §§ 23 und 40 SGB V verankerten 
Grundsatz „ambulant vor stationär" in Frage stellen. Schließlich würde eine 
Krise der ambulanten Vorsorge und Rehabilitation eine erhebliche Mehrbelas-
tung der Kranken- und Pflegekassen bewirken.‘
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Begründung (gegenüber dem Plenum): 

Der Entschließungsantrag umfasst bisher nur die Erbringer von ambulanten Re-
habilitationsleistungen nach § 40 Absatz 1 SGB V. Für ambulante Vorsorgeein-
richtungen greifen die Rettungsschirme für die stationären Vorsorge- und Reha-
bilitationseinrichtungen einschließlich Mutter-Kind-Einrichtungen und für Heil-
mittelerbringer ebenfalls nicht. Die Leistungserbringer von ambulanten Vorsor-
geleistungen nach §§ 23 Absatz 2 SGB V sollten daher im Rettungsschirm eben-
falls berücksichtigt werden. Denn aufgrund der Thermenschließungen in den an-
erkannten Kurorten konnten ambulante Vorsorgeleistungen in den Kureinrich-
tungen eher noch seltener erbracht werden. Dies bedeutet für die ambulanten 
Vorsorgeeinrichtungen ebenfalls erhebliche Umsatzeinbußen und eine Bedro-
hung ihrer Existenz. 

Ergänzend wird auf die vom Bundesrat gefasste Entschließung zum 2. Bevölke-
rungsschutzgesetz in BR-Drucksache 246/20 (Beschluss) hingewiesen, in der 
neben der Berücksichtigung von Sozialpädiatrischen Zentren (SPZ) und medizi-
nischen Behandlungszentren für Erwachsene mit geistiger Behinderung oder 
schweren Mehrfachbehinderungen (MZEB) auch eine Unterstützung für ambu-
lanten Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen gefordert wird. Diese wurde 
bedauerlicherweise von der Bundesregierung bisher nicht aufgegriffen. 

Die in Nummer 4 des Entschließungsantrags vorgesehene Erweiterung des § 3 
der COVID-19-Versorgungsstrukturen-Schutzverordnung um die Vorschrift des 
§ 111c Absatz 1 SGB V würde einen Ausgleich der Einnahmeausfälle ambulan-
ter Rehabilitationseinrichtungen auf Basis der Bettenbelegung und tagesbezoge-
ner Vergütungssätze für stationäre Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnahmen 
einschließlich der Einrichtungen des Müttergenesungswerks oder gleichartiger 
Einrichtungen anstreben. Da es im ambulanten Bereich keine Bettenbelegung 
und tagesbezogene Vergütungssätze gibt, ist eine analoge Anwendung nicht 
möglich. 

Die Leistungen sind aber am ehesten denen der Heilmittelerbringer vergleichbar 
(medizinisch-therapeutische Leistungen gegebenenfalls einschließlich kur-
ortspezifischer Heilmittel). Daher ist eine Regelung in grundsätzlicher Anwen-
dung des Rettungsschirms für Heilmittelerbringer sinnvoll. Für die Ermittlung 
der Ausgleichszahlung sollte nach den Erfahrungen mit dem Rettungsschirm 
Heilmittel und weil in den Wintermonaten insbesondere Vorsorgeleistungen üb-
licherweise weniger in Anspruch genommen werden eine breitere Basis (abge-
rechnete Leistungen des dritten und vierten Quartals 2019) bei entsprechender 
Senkung des Erstattungssatzes gewählt werden.


